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Geisteswissenschaftliche Zentren: 
Die umstrittene Innovation

Jürgen Kocka

Als der Wissenscbaftsrat 1991 die Auflösung außeruniversitärer Forschungs­
institute der DDR-Akademien empfahl, setzte er sich gleichzeitig dafür ein, daß ein 
erheblicher Teil -  etwa die Hälfte -  der in diesen Instituten arbeitenden Wissen­
schaftler die Möglichkeit haben müßte, in neuen, besseren Arbeitszusammen­
hängen wissenschaftlich weiterhin tätig zu sein. Es war von vornherein klar, daß 
nur wenige Akademie-Wissenschaftler in die ihrerseits zur Schrumpfung gezwun­
genen, von Froblemen überladenen Hochschulen der östlichen Bundesländer 
integriert werden könnten. Vielmehr kam es darauf an, der Auflösung der alten 
Akademie-Institute die Neugründung einer ausreichenden Zahl von außer­
universitären Forschungsinstituten folgen zu lassen, die die positiv begutachteten 
Wissenschaftler aus dem Akademie-Bereich aufnehmen, in neuen Arbeits­
zusammenhängen einsetzen und in Zusammenarbeit mit Wissenschaftlern aus dem 
Westen bringen würden. Eben dies empfahl der Wissenschaftsrat.

Auflösung und Neugründung:
Die Vorschläge des Wissenschaftsrats

Der Auflösung der 140-150 DDR-Akademie-Institute 
mit Ende 1991 noch etwa 26 000-27  000 Mitarbeitern 
folgte Anfang 1992 die Neugründung von rund 80 
Forschungseinrichtungen in den neuen Bundesländern, 
die im Oktober 1992 etwa 10 0 0 0 -1 1 0 0 0  Personen 
beschäftigten. Daneben befanden sich ca. 1 900 ehema­
lige Akademie-Wissenschaftler im Oktober 1992 im 
sogenannten Wissenschaftler-Integrations-Programm, 
das sie innerhalb einer Frist von mehreren Jahren in die 
Hochschulen hineinschleusen soll. 2 700 weitere Wissen­
schaftler befanden sich zu diesem Zeitpunkt auf zeitlich 
sehr eng befristeten, forschungsnahen ABM-Stellen.
In den außeruniversitären Forschungseinrichtungen der 
DDR waren die Geisteswissenschaften -  als Teil der 
Gesellschaftswissenschaften -  stark vertreten. Läßt man 
die Landwirtschafts-, die Pädagogische- und die Bau- 
Akademie beiseite und blickt man nur auf die Akademie 
der Wissenschaften der DDR, dann entfielen vor der 
Wende acht der rund 80 Institute und 10 % der Wissen­
schaftsstellen auf die Geisteswissenschaften: auf die 
verschiedenen Zweige der Geschichtswissenschaft, auf 
Archäologie, Sprachwissenschaft, Literaturgeschichte, 
Philosophie, Kunstwissenschaften und Sorbistik. Das 
größte geisteswissenschaftliche AdW-Institut, das für 
Sprachwissenschaften, beschäftigte 1990 220 Mitarbei­
ter, davon 175 Wissenschaftler, das Institut für deutsche 
Geschichte fast ebensoviel.
Auch die insgesamt mehr als 900 Wissenschaftler (1990) 
in den geisteswissenschaftlichen AdW-Instituten wurden 
mehrheitlich positiv »evaluiert« und vom Wissen­
schaftsrat zur einschlägigen Weiterarbeit empfohlen.

200 von ihnen wurden zur Eingliederung in die Hoch­
schulen durch das Wissenschaftler-Integrations- 
Programm empfohlen, 140 zur Weiterarbeit an kleine­
ren Akademie-Vorhaben (wie Grimm’sches Wörterbuch 
oder Leibniz-Ausgabe), die vor allem an die neuzu­
gründende Akademie der Wissenschaften Berlin-Bran­
denburg angebunden werden sollen. 60-65 sollten in 
bereits bestehenden außeruniversitären Einrichtungen 
Weiterarbeiten, etwa Sprachwissenschaftler im Institut 
für deutsche Sprache, Mannheim. Eines der Akademie- 
Institute sollte nach Neustrukturierung weiterbestehen, 
nämlich das Bautzener Institut für Sorbistik mit 20 
Wissenschaftlerstellen. Und über 100 Akademie-Geistes­
wissenschaftler sollten in sieben geisteswissenschaftli­
chen Zentren Weiterbeschäftigung finden, die der 
Wissenschaftsrat zur Neugründung vorschlug und die im 
Endausbau über 175 Wissenschaftler-Stellen -  pro 
Zentrum ca. 25 -  verfügen sollten, wobei klar war, daß 
diese Stellen nicht zur Gänze durch ehemalige Mitglie­
der von Akademie-Instituten besetzt sein, sondern auch 
Wissenschaftler aus dem Westen aufnehmen würden, 
schon aus Gründen der »Durchmischung«.

Geisteswissenschaftliche 
Forschungseinrichtungen neuer Art: 
Struktur und Motive

Die geisteswissenschaftlichen Zentren wurden als Inno­
vation vorgeschlagen, als Forschungseinrichtungen neuer 
Art. Sie sollen selbständige Einrichtungen mit Langzeit­
perspektive sein, jedoch miteinander organisatorisch 
verknüpft, mit den benachbarten Hochschulen verbun-
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J en und zu zwei Dritteln mit Zeitstellen ausgestattet 
sein. Sie sollen interdisziplinäre Forschung organisieren 
und Aufgaben wahrnehmen, die in den Hochschulen 
nicht oder nicht so gut wahrgenommen werden können. 
Sie sollen zur überregionalen und internationalen Vernet­
zung der jeweiligen Wissenschaftsgebiete beitragen und 
diese dadurch stärken.
Geisteswissenschaftliche Zentren wurden vorgeschlagen 
für Zeithistorische Studien (besonders Geschichte von 
SBZ und DDR); für Sprachwissenschaften; Literatur­
forschung; Moderne Orientwissenschaft; Wissen­
schaftsgeschichte und Wissenschaftstheorie; Auf­
klärungsforschung; sowie Geschichte und Kultur Ost­
mitteleuropas. Die Zeitgeschichte sollte in Potsdam, die 
Aufklärungsforschung in Halle, die Ostmitteleuropa- 
Forschung in Leipzig und die übrigen Zentren in Berlin 
lokalisiert sein.
Hinter diesem Vorschlag standen zwei Motivationen. 
Zum einen sollte ein Weg gefunden werden, den positiv 
begutachteten Wissenschaftlern und Wissenschaftler­
gruppen aus den aufgelösten Akademie-Instituten die 
produktive Weiterarbeit auf ihren Gebieten zu ermögli­
chen. Es war klar, daß dies in den Hochschulen, den klei­
nen Akademie-Projekten und den wenigen schon beste­
henden, einschlägig arbeitenden außeruniversitären 
Forschungsinstituten nicht hinreichend möglich sein 
würde. Andererseits herrschte die Überzeugung vor, daß 
die gängigen Typen außeruniversitärer Forschungsein­
richtungen für die Geisteswissenschaften nur im Ausnah­
mefall in Frage kommen und gerade geisteswissen­
schaftliche Forschung gut daran tut, die enge Verbindung 
zur Lehre und damit zu den Hochschulen zu halten, 
zum Nutzen beider Seiten. Zum andern hatte man seit 
vielen Jahren in der alten Bundesrepublik über die Krise 
der Geisteswissenschaften und über die Notwendigkeit 
der Reform ihrer Infrastruktur diskutiert. Die vom 
Bundesministerium für Forschung und Technologie 
unterstützte, von W. Frühwald, H. R. Jauß, R. Koselleck, 
]. Mittelstraß und B. Steinwachs erarbeitete Denkschrift 
»Geisteswissenschaften heute« zog 1990 aus dieser 
Debatte eine wichtige Konsequenz und schlug die Errich­
tung von neuen Forschungskollegs vor. Der Vorschlag 
des Wissenschaftsrats, geisteswissenschaftliche Zentren 
einzurichten, sah sich in der Kontinuität dieser Debat­
te. Die Problematik, vor die uns die Vereinigung 
Deutschlands gestellt hatte, sollte jedenfalls an diesem 
Punkt produktiv gewendet und etwas Neues daraus 
entwickelt werden, das -  auch unabhängig vom 
ursprünglichen Anlaß -  zu einer langfristigen Leistungs­
steigerung der Geisteswissenschaften in Deutschland 
führen würde.
Die geisteswissenschaftlichen Zentren sollen dem Rech­
nung tragen. Sie werden keine klassischen außeruniver­
sitären Forschungsinstitute sein, sondern Einrichtungen 
neuer Art und als solche besonders hochschulnah. Sie 
sollen als Stätten der Aufnahme qualifizierter Wissen­
schaftler und Wissenschaftlergruppen dienen, die kaum 
snders vor dem Ausscheiden bzw. vor dem Zerfall 
bewahrt werden können. Sie werden gleichzeitig die 
Infrastruktur geisteswissenschaftlicher Forschung in

Deutschland langfristig verbessern und ihr die notwen­
dige Stetigkeit, Interdisziplinarität und Koordination 
geben -  ein Beitrag zur Reform im Geiste Humboldts.

Bisherige Erfolge, offene Probleme

Die Einrichtung der rund 80 neuen Forschungseinrich­
tungen in den neuen Ländern -  Institute der Blauen 
Liste, der Fraunhofer-Gesellschaft und der Max-Planck- 
Gesellschaft, Bundes- und Landesinstitute, Großfor­
schungseinrichtungen -  ist seit Anfang 1992 energisch 
betrieben worden und insgesamt recht gut gelungen. 
Diese Forschungseinrichtungen bieten den Natur-, den 
Technik-, den Bio-, den Geo-, den Landwirtschafts- und 
den Bauwissenschaften, auch der Mathematik, der Infor­
matik und der Ökonomie die gewünschte Basis im außer­
universitären Bereich. Damit wird der Zustand in den 
neuen Bundesländern kräftig an den in den alten Bundes­
ländern herangeführt. Die Geisteswissenschaften sind 
allerdings -  mit Ausnahme der Sorbistik in Bautzen -  
nicht unter diesen Neugründungen vertreten.
Fragt man, was aus den Wissenschaftsratsempfehlungen 
im Bezug auf die Geisteswissenschaften geworden ist, so 
ist zuerst zu sagen, daß der Transfer in schon bestehen­
de außeruniversitäre Forschungseinrichtungen am 
reibungslosesten gelungen ist. Die Weiterbeschäftigung 
in kleinen Akademie-Unternehmen (z.B. Grimm’sches 
Wörterbuch) scheint zwar die ursprünglichen Personal­
stärken drastisch reduziert zu haben, aber im übrigen 
einigermaßen gelungen zu sein, wenn auch die endgül­
tige Anbindung vieler dieser Projekte immer noch nicht 
geklärt und gesichert ist, weil die neue Akademie Berlin- 
Brandenburg ihre Arbeit noch nicht begonnen hat.
Das Wissenschaftler-Integrations-Programm will ein 
paar Hundert Geisteswissenschaftler in die Hochschu­
len der neuen Länder eingliedern. Es ist im Sommer 
1992 erheblich nachgebessert und zeitlich auf mehrere 
Jahre verlängert worden. Aber es funktioniert nur zum 
Teil. Einige Hochschulen tun sich immer noch schwer, 
die ehemaligen Akademie-Wissenschaftler aufzunehmen 
und tatsächlich einzugliedern, obwohl diese ihr Geld 
gewissermaßen mitbringen, jedenfalls für einige Jahre. 
Die Integration steht oft nur auf dem Papier, in Wirk­
lichkeit haben die betreffenden Gruppen und Individu­
en meist noch nicht die nötige Kooperation und Perspek­
tive in den Hochschulen ihrer Wahl gefunden. Diese 
erscheinen überfordert. Doch variieren die Verhältnisse 
von Fach zu Fach und von Hochschule zu Hochschule. 
Man darf die Integration nicht den einzelnen Personen, 
Forschungsgruppen und Hochschulen überlassen. Man 
muß die Integration aktiv organisieren. KAI hat dazu 
bereits wichtige Schritte unternommen, aber das meiste 
bleibt noch zu tun.
Die sieben Geisteswissenschaftlichen Zentren sind unter 
der neutraleren Bezeichnung »Forschungsschwerpunk­
te« (FSP) gemäß dem Vorschlag des Wissenschaftsrats 
von der Max-Planck-Gesellschaft gegründet worden. 
Dazu hat diese eine Tochtergesellschaft eingerichtet, die 
»Förderungsgesellschaft wissenschaftliche Neuvorha-
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ben m.b.H.«, die die sieben FSP von München aus sehr 
effektiv betreut. Etwa 15 Wissenschaftler sind zunächst 
pro FSP rekrutiert worden, und zwar durchweg solche, 
die früher in Akademie-Instituten tätig waren. Mittler­
weile beschäftigt jeder FSP ca. 20 Wissenschaftler und 
Wissenschaftlerinnen, in ostdeutsch-westdeutscher 
»Durchmischung«, jeweils aus verschiedenen Diszipli­
nen.
Intern entwickeln sich die FSP gut. Viel hängt von den 
örtlichen Verhältnissen, der personellen Zusammenset­
zung, der Leitung und dem Engagement der Sitzländer 
ab. Der FSP Zeithistorische Studien, der sich besonders 
mit der Geschichte von SBZ und DDR befaßt, floriert. 
Mittlerweile hat er ein neues Haus in Potsdam bezogen. 
Er betreibt koordinierte Grundlagenforschung und sieht 
seine Schwerpunkte auf dem Gebiet der politischen Sozi­
algeschichte, ergänzt durch Kultur- und Wirtschaftsge­
schichte. Der Aufbau der Bibliothek macht Fortschrit­
te. 1993 hat sich der FSP mit zwei Konferenzen der 
Öffentlichkeit vorgestellt. Erste Ergebnisse seiner wissen­
schaftlichen Arbeit liegen mittlerweile vor, unter dem 
Titel »Historische DDR-Forschung«, als erster Band der 
vom FSP herausgegebenen Reihe »Zeithistorische Studi­
en«. Die Kontakte zu den benachbarten Hochschulen 
(besonders Potsdam) und sonstigen einschlägigen 
Forschungseinrichtungen, auch zu Instituten und Wissen­
schaftlern des Auslands, haben sich rasch entwickelt. 
Doch es gibt Probleme. Die FSP sind noch nicht endgül­
tig institutionalisiert, zunächst reichte die Existenzga­
rantie nur bis Ende 1994, jetzt bis Ende 1995. Die FSP 
sind in einer Überganssituation, die, wenn sie sehr lange 
dauert, ihre Substanz zu schädigen droht. Die Leitungen 
der FSP sind kommissarisch bestellt, sie werden als 
Nebenbeschäftigung wahrgenommen. Dies ist nicht 
genug. Der Aufbau und die Leitung solcher Einrichtun­
gen erfordern die volle Zeit. Erst wenn die Langfrist­
perspektive gesichert ist, kann der innere Kern der unbe­
fristeten Stellen besetzt werden, und zwar mit Personen, 
die zum Teil Leitungsaufgaben wahrnehmen und ihr 
berufliches Schicksal auf längere Zeit mit dem des FSP 
verbinden. Der Zeitfaktor ist wichtig.
Die Entscheidung über die endgültige Verankerung und 
Form der Zentren bzw. FSP ist noch nicht gefallen. Eine 
Kommission der Max-Planck-Gesellschaft hat ihre Fort­
führung Mitte 1993 empfohlen und Vorschläge im 
einzelnen unterbreitet, die sowohl die institutioneile 
Selbständigkeit der Forschungsschwerpunkte wie auch 
die enge Kooperation mit den Hochschulen vorsehen. 
Derzeit beschäftigt sich erneut eine Arbeitsgruppe des 
Wissenschaftsrats mit der Problematik. Die endgültige 
Empfehlung des Wissenschaftsrats wird für den Sommer 
1994 erwartet. Dann liegt die Entscheidung bei den 
Regierungen von Bund und Ländern.
Einwände werden im Einzelnen von Konkurrenten erho­
ben, die sich durch die Einrichtung neuer Forschungs­
institutionen in ihrer Vormachtstellung bedroht fühlen: 
konservativ-defensiv, wissenschaftlich schwer zu recht- 
fertigen. Grundsätzliche Einwände kommen vor allem

von der Hochschulrektorenkonferenz (HRK). Sie möch­
te, daß die Geisteswissenschaften zur Gänze in die Hoch­
schulen zurückgeführt werden -  im Interesse der Einheit 
von Forschung und Lehre. Die HRK übersieht, daß es 
hier nicht um die »Rückführung« von einst den Hoch­
schulen entzogenen Forschungspotentialen geht, sondern 
um die Etablierung von Neuem, das auch den Hoch­
schulen von Nutzen sein kann. Sie übersieht, daß die 
Hochschulen der neuen Länder weder in der Lage noch 
willens sind, sich die Zentren einzuverleiben und sie zu 
erhalten; eine volle Eingliederung der Zentren in die 
benachbarten Hochschulen wäre ihr Tod. Nur, wenn sie 
zwar hochschulnah, aber selbständig sind, können die 
Einrichtungen -  heißen sie nun »geisteswissenschaftliche 
Zentren«, »Forschungsschwerpunkte« oder »For­
schungskollegs« -  die Aufgaben erfüllen, die ihnen zuge­
dacht sind. Nur wenn sie nicht Teil der Hochschulen 
sind, werden sie auf eine Finanzierungsgrundlage gestellt 
werden können, die die Länder nicht überfordert, 
sondern den Bund einbezieht.

Fazit

Scheitern die Zentren, sind die Geisteswissenschaften 
die großen Verlierer des Einigungsprozesses. Denn dann 
sind die Ressourcen zu ihren Ungunsten umverteilt 
worden. Scheitern sie, dann wird der Rückstand der 
neuen Länder auf dem Gebiet der Wissenschaften weiter 
vertieft. Ohnehin bricht hier viel zu viel ab. Gerade in 
den neuen Ländern kann man nicht nur auf die Hoch­
schulen setzen. Deren Erneuerung macht zwar Fort­
schritte, aber sie werden auf viele Jahre hin langfristig 
kumulierte Problemlasten abzutragen haben und jede 
Hilfe von außen gern in Empfang nehmen. Solche Hilfe 
können die Zentren den Hochschulen bieten, etwa mit 
großen gemeinsamen Forschungsprojekten, bei der 
gemeinsamen Einwerbung von Drittmitteln, aber auch 
in der Lehre.
Insgesamt ist die Vereinigung der beiden Wissen­
schaftssysteme aus West und Ost in Form der Übertra­
gung des westlichen Modells auf den Osten vollzogen 
worden. Dies hat man oft kritisiert, denn das westdeut­
sche Wissenschaftssystem hat neben seinen Stärken auch 
viele Schwächen. Es braucht die Reform. Wenn es zu 
einer langfristigen und problemangemessenen Institu­
tionalisierung der Zentren kommt -  hochschulnah, flexi­
bel, mit vielen Zeitstellen, aber selbständig in Organi­
sation, Leitung und Finanzierung, zu langfristiger, koor­
dinierter und interdisziplinärer Forschung fähig -  dann 
hat die wissenschaftliche Vereinigung wenigstens an 
einem Punkt zu etwas Neuem geführt, das Defizite der 
Vergangenheit mildern und die Leistungskraft des 
Gesamtsystems langfristig stärken kann.

Prof. Dr. Jürgen Kocka 
FB Geschichtswissenschaften, FU Berlin
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